
Muster-Betriebsvereinbarung zu innerbetrieblichen Bildungsmaßnahmen
Zwischen ___________ (Name der Firma) (im Weiteren „Arbeitgeberin“ genannt) und dem Betriebsrat  _________________ (Name der Firma) (im Weiteren „Betriebsrat“ genannt) wird folgende Betriebsvereinbarung über zusätzliche bezahlte Freizeit geschlossen:

§ 1 Geltungsbereich

Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die gegenwärtig oder zukünftig im Betrieb der Arbeitgeberin beschäftigt sind.

§ 2 Zusätzliche bezahlte Freizeitgewährung

(1)
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhalten in den folgenden Fällen zusätzliche bezahlte Freizeit, die nicht auf den jeweiligen gesetzlichen oder tariflichen Erholungsurlaub angerechnet wird:
	Grund
	Anzahl der freien Arbeitstage

	Bei Tod des mit dem Arbeitnehmer 

in häuslicher Gemeinschaft lebenden Ehegatten

Bei eigener Eheschließung

Bei Niederkunft der Ehefrau

Bei Tod der mit dem Arbeitnehmer in häuslicher Gemeinschaft lebenden Kinder und darüber hinaus Eltern, Geschwister, Großeltern und Schwiegereltern

Bei Wohnungswechsel, wenn ein eigener Hausstand besteht oder der Umzug auf Veranlassung des Arbeitgebers erfolgt

Bei Eheschließung von Kindern und 

Geschwistern

Bei eigener Silberhochzeit sowie bei 

silberner, goldener, diamantener, 

eiserner und Gnadenhochzeit der 

Eltern und Schwiegereltern

Beim Tod von Familienangehörigen (Verwandten in aufsteigender und 

absteigender Linie, Geschwistern, Schwager und Schwägerin von Ehegatten)

Gewährung der erforderlichen 

bezahlten Freizeit bei Vorladungen 

vor Gerichten und Behörden im 

erforderlichen Umfang

Bei Erfüllung gesetzlich auferlegter Pflichten aus öffentlichen Ehrenämtern für die notwendige ausfallende Arbeitszeit. Soweit ein Erstattungsanspruch besteht, entfällt in dieser Höhe der Anspruch auf den regelmäßigen Arbeitsverdienst oder geht auf Wunsch des Arbeitnehmers auf den Arbeitgeber über.
	4 Werktage

2 Werktage

2 Werktage

2 Werktage

2 Werktage

1 Werktag

1 Werktag

1 Werktag

im erforderlichen Umfang

im erforderlichen Umfang


(2)
Die Freizeitgewährungsansprüche gelten entsprechend auch für gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaften.

(3)
Für die nach dieser Regelung gewährte Freistellung wird das regelmäßige Arbeitsentgelt weitergezahlt, soweit die Freistellung im Kalenderjahr acht Werktage nicht überschreitet. Über acht Werktage hinausgehende Freistellung kann auf den 

Erholungsurlaub angerechnet werden. In Fällen einer Vor­ladung bei Gerichten und Behörden gilt diese Regelung nicht, soweit die Vorladung selbst verschuldet ist oder soweit ein Rechtsanspruch auf die Erstattung eines Verdienstausfalls 

besteht.

§ 3 Freizeitgewährung

(1)
Außer in den Fällen, in denen der Anlass für die Freizeitgewährung plötzlich und unerwartet eintritt (zum Beispiel bei Geburt und Todesfällen), sollte die Freizeitgewährung so rechtzeitig beantragt werden, dass noch betriebliche Vertretungsregelungen getroffen werden können, also jedenfalls einen Monat vor dem Ereignis, das den Anspruch auf die Freizeitgewährung auslöst.

(2)
Der Antrag auf die Freizeitgewährung ist bei der Personalabteilung zu stellen; in sehr eiligen Fällen auch beim jeweiligen unmittelbaren Vorgesetzten.

(3)
Dem Antrag ist bei Vorliegen von Ereignissen im Sinne des 

§ 2 dieser Betriebsvereinbarung zu entsprechen.

§ 4 Streitigkeiten

(1)
Bestehen Streitigkeiten wegen der Freizeitgewährung, so ist der Betriebsrat hinzuzuziehen. Kann auch unter Vermittlung des Betriebsrats keine Einigung erzielt werden, so kann jede Betriebspartei die Einigungsstelle anrufen, deren Spruch die Einigung der Betriebsparteien ersetzt.

(2)
Daneben bleibt der Rechtsweg für die einzelnen Arbeitnehmer unberührt.

§ 5 Schlussbestimmungen

(1)
Sollte diese Betriebsvereinbarung teilweise unwirksam sein oder werden, so berührt dies nicht die Wirksamkeit der Betriebsvereinbarung insgesamt. Vielmehr vereinbaren die Betriebsparteien, dass der unwirksame Teil durch eine wirksame Neuregelung ersetzt wird, die dem wirtschaftlichen Sinn und Zweck der unwirksamen Regelung so weit wie möglich entspricht.

(2)
Die Betriebsvereinbarung kann mit einer Frist von drei Monaten zum Monatsende jederzeit gekündigt werden.

(3)
Im Falle ihrer Kündigung wirkt die Betriebsvereinbarung in allen ihren Teilen bis zum Abschluss einer sie ersetzenden Regelung nach.

(4)
Die Betriebsvereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft.
__________________________________________________________    

(Ort, Datum)  (Unterschrift Geschäftsleitung)  (Unterschrift Betriebsrat)
www.betriebsrat-kompakt.de
www.betriebsrat-mitbestimmung.de 
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